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14 Verordnung 
betreffend den Beitritt der Freien Stadt Danzig zu dem Handelsvertrage zwiſchen der Republik Polen 
und der Republik Oſterreich vom 11. Oktober 1933. 
Vom 13. Januar 1936. 

Auf Grund der Verordnung betreffend Ermächtigung des Senats zur Verkündung internationaler 
Verträge und Abkommen vom 18. Dezember 1933 (G. Bl. S. 631) wird dem in Wien am 11. Ok⸗ 
tober 1933 zwiſchen der Republik Polen und der Republik Oſterreich abgeſchloſſenen Handelsvertrage 
zugeſtimmt. 

Die Freie Stadt Danzig iſt dieſem Vertrage mit Wirkung vom 7. November 1935 beigetreten. 

Der Wortlaut des Vertrages wird nachſtehend 5 Die Zolliſten ſind im Danziger Zoll⸗ 
blatt 1934 Seite 214 ff. veröffentlicht worden. 

Danzig, den 13. Januar 1936. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Huth 


Handelsvertrag 
zwiſchen Oſterreich und Polen vom 11. Oktober 1933. 
Der Bundespräſident der Republik Oſterreich und der Präſident der Republik Polen, von dem 
gleichen Wunſche beſeelt, die Entwicklung der wirtſchaftlichen Beziehungen zwiſchen Oſterreich und Polen 


zu fördern, haben beſchloſſen, einen Handelsvertrag abzuſchließen, und haben zu dieſem Zwecke zu ihren 
Bevollmächtigten ernannt: 


Einerſeits: 
Der Bundespräſident der Republik Öfterreid: 
Herrn Dr. Engelbert Dollfuß, Bundeskanzler, 
Anderſeits: 
Der Präſident der Republik Polen: 
Herrn Jan Gawronſki, Geſchäftsträger der Republik Polen in Wien, 
Herrn Dr. Wkodzimierz Adamkiewicz, Abteilungsleiter im Miniſterium des Außern in 
Warſchau, 
die nach gegenſeitiger Mitteilung ihrer in guter und gehöriger Form befundenen Vollmachten die 
nachſtehenden Beſtimmungen vereinbart haben: 
Artikel 1 
Die Staatsangehörigen jedes der Hohen Vertragſchließenden Teile werden im Rahmen und ent⸗ 
ſprechend den Bedingungen der Geſetze des Landes, die in Kraft ſtehen oder ſtehen werden, das Ge⸗ 
biet des anderen Teiles betreten, darin reiſen, ſich darin aufhalten und niederlaſſen ſowie es jederzeit 
(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 6. 2. 1986.) 
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verlaſſen können, ohne irgendwelchen anderen Beſchränkungen welcher Art immer unterworfen zu ſein 
als jenen, welchen die Staatsangehörigen des meiſtbegünſtigten Staates unterworfen ſind oder unter⸗ 
worfen ſein werden. 

Dieſe Beſtimmung berechtigt ſie nicht, die Anwendung der Rechte der Inländer zu verlangen, 
indem ſie ſich auf Beſtimmungen der im Zeitpunkt der Inkraftſetzung dieſes Abkommens beſtehenden 
Verträge berufen. N 

Es beſteht Einverſtändnis, daß dieſe Beſtimmungen die Geſetze und Verordnungen jedes der 
Hohen Vertragſchließenden Teile hinſichtlich der Zulaſſung der Fremden und hinſichtlich der Fremden⸗ 
polizei nicht beeinträchtigen. Die beiden Hohen Vertragſchließenden Teile ſind jedoch darüber einig, 
daß dieſe Geſetze und Verordnungen nicht in einer ſolchen Weiſe Anwendung finden werden, daß 
ganze Gruppen von Perſonen von den Begünſtigungen der Beſtimmungen dieſes Vertrages ausge⸗ 
ſchloſſen werden. 

Es beſteht Einverſtändnis, daß die Beſtimmungen dieſes Vertrages nicht die Beſtimmungen be⸗ 
rühren, die gegenwärtig hinſichtlich der Zulaſſung und der Verwendung von fremden Angeſtellten 
und Arbeitern auf dem Gebiete jedes der Hohen Vertragſchließenden Teile in Kraft ſtehen oder in Zu⸗ 
kunft getroffen werden könnten, und daß die Meiſtbegünſtigung ſich nicht auf Verträge erſtreckt, die 
durch einen der Hohen Vertragſchließenden Teile mit dritten Staaten hinſichtlich der Anwendung der 
angeführten Beſtimmungen abgeſchloſſen worden ſind oder abgeſchloſſen werden könnten. 

Artikel 2 

Die Staatsangehörigen jedes der Hohen Vertragſchließenden Teile werden auf dem Gebiete des 
anderen Teiles im Rahmen und entſprechend den Bedingungen der Geſetze, die in Kraft ſtehen oder 
ſtehen werden, hinſichtlich des Rechtes, alle beweglichen und unbeweglichen Güter zu beſitzen, zu er⸗ 
werben, innezuhaben und zu pachten und darüber in jeder Weiſe zu verfügen, die meiſtbegünſtigte Be⸗ 
handlung genießen, ohne in einem der erwähnten Fälle anderen oder höheren Gebühren, Steuern oder 
Laſten welcher Benennung immer unterworfen zu werden als jenen, die für die Inländer feſtgeſetzt 
find oder fein werden. Dieſe Beſtimmungen hindern aber gegebenenfalls nicht die Einhebung von Ge⸗ 
bühren, die anläßlich der Erfüllung der Formalitäten beim Ankauf von unbeweglichen Gütern zu ent⸗ 
richten ſind. 

Unter der Bedingung der Gegenſeitigkeit können die Staatsangehörigen jedes der Hohen Vertrag⸗ 
ſchließenden Teile hinſichtlich der Enteignungsmaßnahmen aus Gründen des öffentlichen Nutzens oder 
des allgemeinen Intereſſes keiner ſchlechteren Behandlung unterworfen werden als die Inländer oder, 
wenn es ſich um Enteignungsmaßnahmen für Zwecke der nationalen Verteidigung oder der öffent⸗ 
lichen Sicherheit handelt, keiner ſchlechteren Behandlung unterworfen werden als die Staatsangehörigen 
des meiſtbegünſtigten Landes. 

Unter Enteignungsmaßnahmen verſteht man alle allgemeinen Einſchränkungsmaßnahmen, Verfü⸗ 
gungen und Beſchränkungen, die die Eigentumsrechte oder Gebrauchsrechte aller in rechtmäßigem Beſitz 
befindlichen Güter, Rechte oder Intereſſen herrühren. 

Die Staatsangehörigen eines der Hohen Vertragſchließenden Teile werden hinſichtlich der Außer⸗ 
landbringung ihrer beweglichen Güter ebenſo wie hinſichtlich der Erbſchaft keinen anderen oder höheren 
Gebühren unterworfen ſein als unter den gleichen Bedingungen die Staatsangehörigen des meiſtbegün⸗ 
ſtigten Landes. 

Die Staatsangehörigen eines der Hohen Vertragſchließenden Teile werden auf dem Gebiete des 
anderen Teiles im Rahmen und entſprechend den Bedingungen der Geſetze des Landes, die in Kraft 
ſtehen oder ſtehen werden, freien Zutritt zu den Gerichtshöfen haben, um ihre Rechte in allen von der 
Geſetzgebung vorgeſehenen Inſtanzen der Gerichtsbarkeit geltend zu machen oder zu verteidigen. 

Sie werden bei allen Inſtanzen die durch die Geſetze des Landes befugten Rechtsanwälte und 
Agenten aller Art verwenden können und werden in allen dieſen Belangen die gleichen Rechte und Vor⸗ 
teile genießen, die den Inländern zugeſtanden ſind oder zugeſtanden werden. 

Die Frage der Sicherheitsleiſtung für Prozeßkoſten und der unentgeltlichen Rechtshilfe iſt durch 
beſondere Vereinbarungen geregelt. 

Artikel 3 

Die Staatsangehörigen jedes der Hohen Vertragſchließenden Teile werden im Rahmen und ent⸗ 
ſprechend den Bedingungen der Geſetze, die in Kraft ſtehen oder ſtehen werden, auf dem Gebiete des 
anderen Teiles unter denſelben Bedingungen wie die Inländer alle Arten von Induſtrie und Handel 
ſowie alle Gewerbe oder Berufe, deren Ausübung nicht auf Grund des Geſetzes den Inländern vor⸗ 
behalten it oder vorbehalten werden ſollte, ausüben können. 
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Artikel 4 

Es beſteht Einverſtändnis, daß die Beſtimmungen der vorhergehenden Artikel in keiner Meile die 
Geſetze, Verordnungen und beſonderen Vorſchriften hinſichtlich des Handels, der Induſtrie, der Polizei, 
der allgemeinen Sicherheit und der Ausübung gewiſſer Gewerbe und Berufe beeinträchtigen, die in 
jedem der beiden Länder in Kraft ſind oder ſein werden und die auf alle Ausländer anwendbar ſind 
oder ſein werden. 

Artikel 5 

Die Staatsangehörigen jedes der Hohen Vertragſchließenden Teile werden auf dem Gebiete des 
anderen für ihre Perſonen und ihre Güter ſowie für die Ausübung aller Arten von Handel, Induſtrie, 
Gewerbe und Berufen keine anderen oder höheren Steuern, Gebühren oder Laſten welcher Art immer 
zu entrichten haben als jene, welche von den Inländern eingehoben werden. 

Dieſe Beſtimmungen werden gegebenenfalls der Einhebung von ſogenannten Aufenthaltsgebühren 
oder von Gebühren anläßlich der Erfüllung der polizeilichen Formalitäten nicht entgegenſtehen, wo⸗ 
bei Einverſtändnis beſteht, daß die Staatsangehörigen der beiden Länder diesbezüglich die gleiche 
Behandlung wie die Angehörigen der meiſtbegünſtigten Nation genießen werden. 


Artikel 6 


Die Stola ebö rigen jedes der Hohen Vertragſchließenden Teile werden auf dem Gebiete des 
anderen von jeder militäriſchen Dienſtleiſtung in der bewaffneten Macht, in den Nationalgarden oder 
mationalen Milizen ſowie von jeder an Stelle der perſönlichen Militärdienſtleiſtung tretenden Abgabe, 
ſei es in Geld, ſei es in Naturalien, befreit fein, 

Ebenſo werden ſie von jeder Verpflichtung zur Übernahme amtlicher öffentlich⸗rechtlicher Funk⸗ 
tionen bei Gerichten, ſtaatlichen Verwaltungsbehörden oder Selbſtverwaltungskörpern mit Ausnahme 
der Übernahme der Vormundſchaft (Kuratel) über ihre Landsleute ſowie von allen Requiſitionen oder 
Militärleiſtungen befreit ſein. 

Ausgenommen ſind jedoch die Laſten, die mit dem Beſitz, unter welchem Titel immer, unbeweg⸗ 
licher und beweglicher Güter verbunden ſind, ſowie militäriſche Leiſtungen, zudenen alle Inländer, ſo⸗ 
weit ſie Grundbeſitzer oder Pächter oder Eigentümer eines beweglichen oder unbeweglichen Gutes ſind, 
herangezogen werden können. 

Artikel 7 

Die Aktiengeſellſchaften ſowie die anderen Handels⸗, Induſtrie⸗, Finanz⸗, Verſicherungs⸗, Ver⸗ 
kehrs⸗ und Transportgeſellſchaften, die auf dem Gebiete eines der Hohen Vertragſchließenden Teile 
ihren Sitz haben und dort gemäß den Geſetzen dieſes Landes errichtet ſind, werden im Gebiete des 
anderen als rechtlich beſtehend anerkannt werden. Sie werden freien Zutritt zu den Gerichten haben und 
dort, ſei als Kläger, ſei es als Beklagte, auftreten können. 

Die Zulaſſung der genannten Geſellſchaften zur Ausübung ihres Handels oder Gewerbes auf 
dem Gebiete des anderen Hohen Vertragſchließenden Teiles wird durch die Geſetze und Beſtimmungen 
geregelt werden, die auf dieſem Gebiete in Kraft ſtehen oder ſtehen werden. a 

Die Hohen Vertragſchließenden Teile ſind jedoch darüber einig, nicht mittels einer vorherigen 
Genehmigung ein Hindernis für die Errichtung von Geſellſchaften, die eine Tätigkeit ausüben, welche 
den Geſellſchaften aller anderen Länder im allgemeinen erlaubt iſt, zu ſchaffen und außer im Falle des 
Zuwiderhandels gegen Geſetze und Vorſchriften des Landes eine einmal gegebene Ermächtigung nicht 
zurückzuziehen, wobei im übrigen jede Verweigerung oder Widerrufung, die ausſchließlich auf Gründen 
wirtſchaftlicher Konkurrenz beruht, unterſagt ſein ſoll. 

Die Tätigkeit der unter der Geſetzgebung eines der Hohen Vertragſchließenden Teile errichteten 
Geſellſchaften wird, ſoweit ſie ſich auf das Gebiet des anderen erſtreckt, den Geſetzen und Verordnungen 
dieſes letzteren unterworfen ſein. In jedem Falle werden die vorerwähnten Geſellſchaften nach ihrer Zu⸗ 
laſſung die gleichen Rechte genießen, die in dieſen Belangen den Geſellſchaften der gleichen Art des 
meiſtbegünſtigten Staates zugeſtanden worden ſind oder zugeſtanden werden. ö 

Die genannten Geſellſchaften werden im Gebiete des anderen Teiles für die Ausübung ihres 
Handels oder Gewerbes keine anderen oder höheren Steuern, Abgaben oder Sn zu entrichten 
haben als jene, die von den inländiſchen Geſellſchaften erhoben werden. 

Dieſe Geſellſchaften werden im Rahmen und entſprechend den Bedingungen bi Geſetze, die im 
Lande in Kraft ſtehen oder ſtehen werden, alle Arten von beweglichen und unbeweglichen Gütern er⸗ 
werben können. 
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Artikel 8 

Innere Abgaben, welche auf dem Gebiete eines der Hohen Vertragſchließenden Teile für Rechnung 
des Staates, der Gemeinden oder der Körperſchaften eingehoben werden und die Herſtellung, die 
Verarbeitung, den Umlauf oder den Verbrauch einer Ware belaſten oder belaſten werden, ſollen die 
Erzeugniſſe des anderen Teiles unter keinem Vorwande in ſtärkerem oder läſtigerem Maße treffen 
als die inländiſchen Erzeugniſſe der gleichen Art oder in Ermangelung ſolcher Erzeugniſſe jene des 
meiſtbegünſtigten Landes. 

Artikel 9 

Die im polniſchen Zollgebiete erzeugten und von dort ſtammenden Natur⸗ und Gewerbeerzeug⸗ 
niſſe, die in der dieſem Vertrage angeſchloſſenen Tarifanlage A aufgezählt ſind, werden bei ihrer Ein⸗ 
fuhr nach Oſterreich zu den in dieſem Tarife feſtgeſetzten oder zu den niedrigſten Zollſätzen zugelaſſen 
werden, die Oſterreich für die gleichen Erzeugniſſe irgendeines fremden Landes zugeſtehen ſollte. 

Andere in dem polniſchen Zollgebiet erzeugte und von dort ſtammende Natur- und Gewerbe⸗ 
erzeugniſſe als jene, die in der Tarifanlage A enthalten find, werden bei ihrer Einfuhr nach Oſterreich 
auf Grund der Meiſtbegünſtigung behandelt werden, ſowohl hinſichtlich der Einfuhrzölle als auch 
aller Koeffizienten, Zuſchläge oder Erhöhungen, welchen die Zölle unterworfen ſind oder werden könnten. 

Die in Öfterreid) erzeugten und von dort ſtammenden Natur- und Gewerbeerzeugniſſe, die in der 
dieſem Vertrage angeſchloſſenen Tarifanlage B aufgezählt ſind, werden bei ihrer Einfuhr in das pol⸗ 
miſche Zollgebiet zu den in dieſem Tarif feſtgeſetzten oder zu den niedrigſten Zollſätzen zugelaſſen werden, 
die Polen für die gleichen Erzeugniſſe irgendeines fremden Landes zugeſtehen ſollte. 

Andere in Öfterreich erzeugte und von dort ſtammende Natur⸗ und Gewerbeerzeugniſſe als jene, 
die in der Tarifanlage B enthalten ſind, werden bei ihrer Einfuhr in das polniſche Zollgebiet auf 
Grund der Meiſtbegünſtigung behandelt werden, ſowohl hinſichtlich der Einfuhrzölle als auch aller 
Koeffizienten, Zuſchläge oder Erhöhungen, welchen die Zölle unterworfen ſind oder werden könnten. 

Im Hinblick auf die Empfehlungen der Konferenz von Streſa wird die polniſche Regierung für 
die öſterreichiſchen Erzeugniſſe, die in den beigeſchloſſenen Liſten C und D verzeichnet ſind, bis zum 
Ausmaß der dort angegebenen Kontingente die dort feſtgeſetzten Vorzugszölle anwenden; die Liſte D 
bezieht ſich auf den neuen polniſchen Tarif, der am 11. Oktober 1933 in Kraft tritt. Die beiden Hohen 
Vertragſchließenden Teile werden ſich über den Zeitpunkt, an dem die oben erwähnten Vorzugszölle 
in Kraft treten werden, verſtändigen. 

Artikel 10 N 

Bei der Ausfuhr in das Gebiet des anderen Hohen Vertragſchließenden Teiles werden keine an⸗ 
deren oder höheren Ausfuhrzölle oder Abgaben irgendwelcher Art erhoben werden als bei der Aus⸗ 
fuhr der gleichen Waren in irgendein anderes Land. 


Artikel 11 

Jeder der Hohen Vertragſchließenden Teile verpflichtet ſich, im Handelsverkehr mit dem anderen 
auf die Einfuhr und Ausfuhr weder eine andere noch eine weniger günſtige Behandlung anzuwenden 
als jene, welche gegenüber einem dritten Staate angewendet wird. Dieſe Verpflichtung umfaßt nament⸗ 
lich die Handhabung der Zollvorſchriften, das Zollverfahren, die Unterſuchung und Analyſe der zur 
Einfuhr gelangenden Waren, die Entrichtung der Zölle und Gebühren ſowie die Klaſſifikation und Aus⸗ 
legung der Zolltarife. 

Die Hohen Vertragſchließenden Teile verpflichten ſich, ſich wechſeleitig die Amter und Behörden 
bekanntzugeben, welche beauftragt ſind, alle Informationen über Anwendung der Gebühren, über 
Formalitäten uſw. zu erteilen. N 

Die Erzeugniſſe, die aus einem dritten Lande kommen und auf dem Gebiete eines der Hohen Ver⸗ 
tragſchließenden Teile eine induftrielle Bearbeitung erfahren haben, werden bei der Einfuhr in das Ge⸗ 
biet des anderen Hohen Vertragſchließenden Teiles als Erzeugnis des Landes, in dem die Bearbeitung 
ſtattgefunden hat, betrachtet werden, unter der Bedingung, daß die durch dieſe Bearbeitung erfahrene 
Wertvermehrung, ſei es durch die mitverwendeten Rohſtoffe, ſei es durch die Verfeinerungsarbeit, 
zumindeſt 50 Prozent des Geſamtwertes der verarbeiteten Ware entſpricht. - 


Artikel 12 
Die öſterreichiſchen Natur⸗ und Gewerbeerzeugniſſe, welche über das Gebiet anderer Staaten nach 
Polen eingeführt werden, und die polniſchen Natur⸗ und Gewerbeerzeugniſſe, welche über das Gebiet 
anderer Staaten nach Oſterreich eingeführt werden ſowie die Natur⸗ und Gewerbeerzeugniſſe anderer 
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Staaten, welche über das Gebiet eines der Hohen Vertragſchließenden Teile in das Gebiet des anderen 
eingeführt werden, werden bei ihrer Einfuhr keinen anderen oder höheren Zöllen oder Gebühren 
unterworfen werden, als wenn ſie direkt aus ihrem Urſprungslande über die Landgrenze oder über 
irgendeinen dritten Staat eingeführt worden wären. 

Dieſe Beſtimmung findet ſowohl auf die Waren, welche unmittelbar durchgeführt worden ſind, als 
auch auf Waren, welche im Zuge der Durchfuhr umgeladen, umgepackt oder eingelagert worden ſind, 
unter der Bedingung Anwendung, daß die Waren in allen dieſen Fällen unter der Überwachung der 
Zollämter des Durchfuhrlandes geblieben ſind, welche Zeugniſſe in dieſem Sinne ausſtellen werden. 


Artikel 13 

Bis zum Zeitpunkte, in dem die volle Freiheit des Handels zwiſchen den beiden Hohen Vertrag⸗ 
ſchließenden Teilen hergeſtellt werden können wird, werden die Verbote oder Beſchränkungen bei der 
Einfuhr oder Ausfuhr, die auf dem Zollgebiet des einen der Hohen Vertragſchließenden Teile aus 
Gründen wirtſchaftlicher Natur in Kraft ſind oder ſein werden, auf den Handel des anderen Teiles nur 
in jenen Fällen angewendet werden können, in denendie Verbote oder Beſchränkungen auch alle anderen 
Länder betreffen würden. 

Artikel 14 

Die in dem vorhergehenden Artikel enthaltenen Vereinbarungen ſind nicht anwendbar auf Ver⸗ 
bots⸗ oder Beſchränkungsmaßnahmen der folgenden Arten, unter der Bedingung jedoch, daß ſie nicht 
in einer Art Anwendung finden, daß dadurch eine willkürliche Diskrimination zwiſchen Ländern, in 
denen die gleichen Bedingungen herſchen, eintritt, noch daß dadurch eine verſteckte Beſchränkung des 
internationalen Verkehrs erfolgt: 

1. Verbote oder Beſchränkungen mit Rückſicht auf die öffentliche Sicherheit. 

2. Verbote oder Beſchränkungen aus ſittlichen oder humanitären Gründen. 

3. Verbote oder Beſchränkungen hinſichtlich des Verkehrs mit Waffen, Munition und Kriegs⸗ 
material oder unter außerordentlichen Umſtänden mit allem anderen Kriegsbedarf. 

4. Verbote oder Beſchränkungen zum Schutze der öffentlichen Geſundheit oder zum Schutze von 
Tieren oder Pflanzen gegen Krankheiten, Inſekten und Schädlinge, ſoweit dieſe Fragen nicht durch 
Sonderabkommen geregelt ſind. 

5. Verbote oder Beſchränkungen der Ausfuhr zum Schutze des künſtleriſchen, hiſtoriſchen oder 
archäologiſchen Nationalbeſitzes. 

6. Verbote oder Beſchränkungen für Gold, Silber, Münzen, Papiergeld und Wertpapiere. 

7. Verbote oder Beſchränkungen, welche dazu beſtimmt ſind, auf fremde Erzeugniſſe die Regelung 
auszudehnen, die im Inlande für Erzeugung, Handel, Beförderung und Verbrauch der gleichartigen 
inländiſchen Erzeugniſſe gilt. 

8. Verbote oder Beſchränkungen für Erzeugniſſe, die gegenwärtig oder künftig im Inland in bezug 
auf Erzeugung oder Handel Gegenſtand von Staatsmonopolen oder von ſolchen Monopolen ſind, die 
unter der Aufſicht des Staates ausgeübt werden. 


Artikel 15 
Es herrſcht Einverſtändnis, daß nichts in den beiden vorhergehenden Artikeln das Recht der beiden 
Hohen Vertragſchließenden Teile beeinträchtigt, die notwendigen Maßregeln zu ergreifen, um in außer⸗ 
ordentlichen und abnormalen Umſtänden die lebenswichtigen Intereſſen des Landes zu wahren. 


Artikel 16 

Wenn einer der Hohen Vertragſchließenden Teile die Erzeugniſſe eines dritten Staates mit höheren 
Zöllen belegt als die gleichen Erzeugniſſe des anderen Teiles oder wenn er die Erzeugniſſe eines dritten 
Landes Einfuhrverboten oder »beſchränkungen unterwirft, welche auf die gleichen Erzeugniſſe des anderen 
Teiles nicht anwendbar find, wird er im Bedarfsfalle das Recht haben, die Anwendung der ermäßigten 
Eingangszölle auf die aus dem anderen Teil kommenden Erzeugniſſe oder ihre Zulaſſuung zur Einfuhr 
von der Vorweiſung eines Urſprungszeugniſſes abhängig zu machen. 

Die Hohen Vertragſchließenden Teile verpflichten ſich, darüber zu wachen, daß der Handelsverkehr 
nicht durch überflüſſige Formalitäten Dig? übermäßige Gebühren für die Ausſtellung der Urſprungs⸗ 
zeugniſſe behindert werde. 

Die erwähnten Urſprungszeugniſſe werden entweder durch eine Behörde des Urſprungslandes oder 
durch die je nach der Natur des Erzeugniſſes zuſtändigen Handels⸗ oder N aus⸗ 
geſtellt werden. 
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Die beiden Regierungen werden ſich miteinander in Verbindung ſetzen können, um anderen Wirt⸗ 
ſchaftsverbänden als den obengenannten das Recht zur Ausſtellung der Urſprungszeugniſſe zu übertragen. 

In dem Falle, als dieſe Zeugniſſe nicht von einer ſtaatlichen Behörde ausgeſtellt werden ſollten, 
wird die Regierung des Einfuhrlandes verlangen können, daß ſie von den für den Abſendungsort der 
Waren zuſtändigen diplomatiſchen oder konſulariſchen Behörden vidiert werden. ö 

Die Poſtpakete werden von der Beibringung von Urſprungszeugniſſen befreit ſein, wenn es ſich 
um Einfuhren handelt, die nicht kommerziellen Charakter haben. 

Die Hohen Vertragſchließenden Teile ſind einverſtanden, auf Erſuchen eines derſelben Beſprechungen 
über die Möglichkeit einer allgemeinen Befreiung der Poſtpakete von der Beibringung von Urſprungs⸗ 
zeugniſſen einzuleiten. 

Artikel 17 | 

Bezüglich der Waren, bei denen die Hohen Vertragſchließenden Teile die Behandlung bei der 
Einfuhr von gewiſſen, auf die Zuſammenſetzung, den Grad der Reinheit, die Qualität, den Geſund⸗ 
heitszuſtand des Erzeugungsgebietes bezüglichen oder anderen analogen Bedingungen abhängig machen, 
werden die beiden Regierungen gemeinſam prüfen, ob die Kontrollformalitäten an der Grenze nicht durch 
die Beibringung eines von den zuſtändigen Behörden oder Inſtituten des Ausfuhrlandes ausgeſtellten 
Zeugniſſes vereinfacht werden könnten. 

In dieſem Falle verpflichten ſich die Hohen Vertragſchließenden Teile, die auf die Natur⸗ oder 
Gewerbeerzeugniſſe bezüglichen Analyſenzertifikate zu berückſichtigen, unter Vorbehalt des Rechtes, jede 
Überprüfung vornehmen zu laſſen, welche für das auf die Ware anzuwendende Regime maßgebend fein 
wird. 

Jede der beiden Regierungen wird der anderen die Liſte der offiziellen Inſtitute und Laboratorien 
bekanntgeben, welche beauftragt ſind, Analyſenzertifikate auszuſtellen. 

Als Folgerung aus dem Vorhergehenden und in dem Beſtreben, den Beſtimmungen des Artikels 13 
des Genfer Internationalen Übereinkommens zur Vereinfachung der Zollformalitäten vom 3. November 
1923 zu entſprechen, verpflichten ſich die Hohen Vertragſchließenden Teile, beſondere Vereinbarungen über 
die von den offiziellen Inſtituten oder Laboratorien anzuwendenden Analyſenmethoden und über die Art 
und den Charakter der Unternehmungen abzuſchließen, damit der für die einzuführenden Erzeugniſſe 
vorgeſchriebene Reinheitsgrad derart feſtgeſetzt werde, daß er nicht einem Verbot gleichkommt. 


Artikel 18 
Das Veterinärabkommen, welches die Behandlung der Einfuhr und der Durchfuhr von Tieren und 
tieriſchen Rohſtoffen regelt und das von den Hohen Vertragſchließenden Teilen am heutigen Tage 
geſchloſſen worden iſt, bildet einen integrierenden Beſtandteil dieſes Abkommens. 


Artikel 19 
Unter der Bedingung der Wiederausfuhr oder Wiedereinfuhr und vorbehaltlich der erforderlichen 
Kontrollmaßnahmen der in Geltung ſtehenden Vorſchriften und der Leiſtung der Garantien, welche zur 
Sicherung des Einganges der eventuell geſchuldeten Gebühren beſtimmt ſind, wird die Freilaſſung von 
allen Ein⸗ und Ausfuhrgebühren nach Maßgabe der in Kraft ſtehenden Geſetzgebung zugelaſſen für: 

a) zur Reparatur beſtimmte Gegenſtände; 

b) Werkzeuge, Inſtrumente, mechaniſche Geräte, welche ein Unternehmer oder eine Firma eines der 
Hohen Vertragſchließenden Teile in das Gebiet des anderen ausführt, um dort durch ihr Per⸗ 
ſonal Montage-, Verſuchs⸗ oder Reparaturarbeiten durchführen zu laſſen, ſei es, daß dieſſe 
Gegenſtände durch eine Transportunternehmung befördert werden, ſei es, daß ſie von dem 
Perſonal ſelbſt eingebracht werden; 

Einzelteile von Maſchinen, welche zur Erprobung aus einem der beiden Länder in das andere 
geſendet werden; 

d) Waren (mit Ausnahme von Verzehrungsgegenſtänden), welche auf Meſſen oder Ausſtellungen 
gebracht werden; 

Möbelwagen und ⸗kaſten, welche die Grenze zu dem Zweck überſchreiten, um Gegenſtände aus 
dem Gebiet eines der Hohen Vertragſchließenden Teile in das Gebiet des anderen zu befördern, 
auch wenn fie von neuem beladen zurückkehren, ohne Rücksicht darauf, wo die Ladung erfolgt 
iſt, jedoch unter der Bedingung, daß ſie in der Zwiſchenzeit nicht zu Transporten nur im 
Inneren des Landes verwendet worden find; es wird vereinbart, daß ſich jedes dieſer beiden 
Beförderungsmittel mit dem zum üblichen Gebrauche während des Transportes erforderlichen 
Zubehör verſteht und daß eine Friſt von ſechs Monaten für die Rückausfuhr zugeſtanden wird; 


— 
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f) Warenmuſter und Modelle gemäß dem in Genf am 3. November 1923 unterzeichneten Inter⸗ 
nationalen Übereinkommen zur Vereinfachung der Zollformalitäten, wobei die Friſt für die 
Wiederausfuhr auf zwölf Monate feſtgeſetzt wird. 

Die Gegenſtände aus Edelmetallen, welche von den Handlungsreiſenden als Muſter im Vormerk⸗ 
verkehr eingeführt werden, werden auf Verlangen von der obligatoriſchen Punzierung befreit ſein, wenn 
eine hinlängliche Sicherſtellung geboten wird. Wenn dieſe Muſter nicht in der feſtgeſetzten Friſt wieder 
ausgeführt werden, verfällt die hinterlegte Sicherſtellung, unbeſchadet der eventuellen weiteren, im Geſetz 
vorgeſehenen Sanktionen. 

Artikel 20 

Die Kaufleute, Fabrikanten und anderen Gewerbetreibenden (ebenſo wie die in ihren Dienſten 
ſtehenden Handlungsreiſenden), die durch Vorweiſung einer von den zuſtändigen Behörden ihres Landes 
ausgeſtellten Legitimationskarte nachweiſen, daß ſie in dem Staate, in dem ſie ihren Wohnſitz haben, 
geſetzlich zur Ausübung ihres Handels oder ihres Gewerbes berechtigt find und daß ſie dort die geſetz⸗ 
lichen Abgaben und Steuern zahlen, werden das Recht haben, auf dem Gebiete des anderen Hohen 
Vertragſchließenden Teiles bei Kaufleuten oder Gewerbetreibenden oder in öffentlichen Verkaufsſtellen 
Einkäufe zu machen. 

Sie dürfen auch nach Muſtern bei den Kaufleuten oder anderen Perſonen, die dieſen Muſtern 
entſprechende Waren in ihrem Handels- oder Gewerbebetriebe verwenden, Beſtellungen aufnehmen. Sie 
werden für die in dieſem Artikel aufgezählten Betätigungen keiner Steuer oder Abgabe unterworfen 
werden. ; 

Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auf die Wandergewerbe, das Hauſiergewerbe und die 
Aufſuchung von Beſtellungen bei Perſonen, die weder Gewerbe noch Handel treiben, keine Anwendung 
und die Hohen Vertragſchließenden Teile behalten ſich in dieſer Hinſicht die vollkommene Freiheit 
ihrer Geſetzgebung vor. 

Die mit der vorerwähnten Legitimationstarte verſehenen Kaufleute oder Gewerbetreibenden und 
die in ihren Dienſten ſtehenden Handlungsreiſenden werden das Recht haben, Warenmuſter oder Mo⸗ 
delle, aber keine Waren mit ſich zu führen. 

Die Legitimationskarten werden dem beiliegenden Muſter . (Beilage E). Für dieſe 
Legitimationskarten wird kein konſulariſches oder anderes Viſum verlangt werden. 

Die Beſtimmungen des in Genf am 3. November 1923 unterzeichneten Internationalen Überein⸗ 
kommens zur Vereinfachung der Zollformalitäten finden auf die Behandlung der Einfuhr und Wieder⸗ 
ausfuhr der Warenmuſter und Modelle Anwendung. In dieſer Hinſicht ſowie in jeder anderen, den 
gegenwärtigen Artikel betreffenden Materie geſtehen ſich die Hohen Vertragſchließenden Teile gegenfeitig 
die Meiſtbegünſtigung zu. 

| Artitel 21 

Die Staatsangehörigen eines der Hohen Vertragſchließenden Teile, die ſich zu Meilen und 
Märkten auf das Gebiet des anderen zu dem Zwecke begeben, um daſelbſt ihren Handel auszuüben, 
werden dort gegenſeitig wie die Inländer behandelt, ſofern ſie ſich durch eine von den Behörden des 
Staates, dem fie angehören, ausgeſtellten Identitätskarte nach dem beiliegenden Muſter (Beilage F) 
ausweiſen können. 

Artitel 22 

Die Hohen Vertragſchließenden Teile geſtehen ſich gegenſeitig die freie Durchfuhr über ihr Gebiet 
zu, und ſie verpflichten ſich, aus dieſem Anlaſſe keine Durchfuhrgebühr einzuheben. 

Die Hohen Vertragſchließenden Teile werden ſich hinſichtlich der Durchfuhr an die Beſtimmungen 
des Statutes halten, welches einen integrierenden Beſtandteil des am 20. April 1921 in Barcelona 
unterzeichneten Übereinkommens über die Freiheit des Durchgangsverkehres bildet. 

Falls ein Nachbarland eines der Hohen Vertragſchließenden Teile ſeine Grenze allgemein für 
jeden direkten Verkehr von Perſonen oder Waren mit dieſem Hohen Vertragſchließenden Teil ſperrt 
— ausgenommen den Grenzverkehr —, wird dieſer Hohe Vertragſchließende Teil nicht gebunden fein, 
für dieſe geſchloſſene Grenze die in dieſem Artikel vorgeſehene Freiheit der Durchfuhr zu gewähren. 

Oſterreich nimmt von dem § 4 des Artikels XXII des Vertrages von Riga Kenntnis. 

Artikel 23 

Auf den Eiſenbahnen wird hinſichtlich des Perſonen⸗, des Gepäcks⸗ und des Eilgutverkehres hin⸗ 

ſichtlich der Abfertigung, der Beförderung, der Beförderungspreiſe und der mit der Beförderung zu⸗ 


ſammenhängenden öffentlichen Abgaben kein Unterſchied zwiſchen den Staatsangehörigen der a. 
Vertragſchließenden Teile gemacht. 
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Artikel 24 

Die Güter, die in Oſterreich aufgeliefert werden und nach Polen oder durch Polen nach einem 
dritten Staat zu befördern find, werden bei Erfüllung der gleichen Bedingungen auf den polniſchen 
Eiſenbahnen in bezug auf die Abfertigung, die Beförderung, die Beförderungspreiſe und die mit der 
Beförderung zuſammenhängenden öffentlichen Abgaben nicht ungünſtiger behandelt werden als die 
gleichartigen Güter, die in Polen aufgeliefert worden ſind und in derſelben Richtung und auf derſelben 
Verkehrsſtrecke befördert werden. Das gleiche wird auf den öſterreichiſchen Eiſenbahnen für ſolche Güter 
gelten, die in Polen aufgeliefert worden find und nach Oſterreich oder durch Oſterreich nach einem 
dritten Staate befördert werden. 

Im Sinne des vorhergehenden Abſatzes ſollen insbeſondere folgende Bedingungen für die An⸗ 
wendung der Eiſenbahntarife, der Ermäßigungen der Beförderungspreiſe oder ſonſtigen Begünſtigungen 
für gleichartige Beförderungen aus dem Gebiete des anderen Teiles durch einen der Hohen Vertrag⸗ 
ſchließenden Teile unwirkſam ſein: 

a) die Forderung der inländiſchen Herkunft der Ware oder die Forderung einer ſolchen Benennung, 
die einem gleichartigen Gute des anderen Teiles nicht zugänglich iſt; 

b) die Bedingung der Anbringung von Gütern auf beſtimmten Eiſenbahnwegen; 

c) die Bedingung der kombinierten Beförderung auf dem Schienenweg und dem Waſſerweg; 

d) die Verpflichtung der Anbringung von Gütern mittels Schleppbahnen, Privatanſchlußbahnen 
oder Straßenfuhrwerk ebenſo wie der Ausſchluß der Umbehandlung; 

e) die Forderung, daß der Rohſtoff oder das Halbfabrikat, die für die Ware beſtimmt ſind, 
welche zu einem begünſtigten Tarif zugelaſſen iſt, zur Gänze oder zum Teil auf Eiſenbahnen 
des Landes befördert worden ſind. 

Dagegen ſollen insbeſondere folgende Bedingungen für die Anwendung der Eiſenbahntarife, der 
Ermäßigungen der Beförderungspreiſe oder ſonſtigen Begünſtigungen für gleichartige Beförderungen 
aus dem Gebiete des anderen Teiles wirkſam ſein: 

a) die Bedingung des Verbrauchs im Inland; 

b) die Verpflichtung der Auslieferung beſtimmter Mindeſtmengen innerhalb einer feſtgeſetzten 
Geltungsdauer; 

c) die Verpflichtung der gleichzeitigen Auflierung einer zur Bildung eines ganzen Zuges oder 
beſtimmter Warengruppen ausreichenden Menge von Gütern; 

d) die Beſchränkung von Ermäßigungen der Beförderungspreiſe auf ortsanſäſſige Bewohner der 
angrenzenden Gemeinden. 

Artikel 25 

Die Beſtimmungen der Artikel 23 und 24 beziehen ſich nicht auf Tarifermäßigungen, die zu⸗ 
gunſten von Wohltätigkeitswerken oder des öffentlichen Unterrichtes oder für die Transporte der 
öffentlichen Verwaltung oder im Falle eines vorübergehenden öffentlichen Notſtandes gewährt werden, 
noch auf ſolche, die den öffentlichen Angeſtellten oder den Angeſtellten der Transportunternehmungen 
oder den Sendungen der Transportunternehmungen gewährt werden. 


Artitel 26 

Die Hohen Vertragſchließenden Teile vereinbaren, daß für den Perſonen⸗, Gepäcks⸗, Expreßgut⸗ 
und Güterverkehr zwiſchen den Gebieten der Hohen Vertragſchließenden Teile ſowie für den Verkehr 
zwiſchen den Gebieten eines der Hohen Vertragſchließenden Teile und den Gebieten eines dritten 
Staates über das Gebiet des anderen Hohen Vertragſchließenden Teiles nach Maßgabe des tatſächlich 
vorhandenen Bedürfniſſes durchgehende Tarife eingerichtet werden ſollen. 

Für die Entſcheidung der Frage, ob ein tatſächliches Bedürfnis vorliegt, durchgehende Tarife im 
Rahmen der beſtehenden Tarife für den Perſonen⸗, Gepäds-, Expreßgut⸗ und Güterverkehr einzurichten, 
iſt das Ermeſſen der antragſtellenden Eiſenbahnverwaltung maßgebend. 


Artikel 27 

Die Hohen Vertragſchließenden Teile verpflichten ſich, alle ihnen zugänglichen Mittel zu ergreifen, 

um jede Behinderung zu beſeitigen, die ſich in gewiſſen Fällen hinſichtlich des Perſonen⸗, Gepäds-, Ex⸗ 

preßgut⸗ und Güterverkehrs zwiſchen den Gebieten eines der Hohen Vertragſchließenden Teile und 

jenen eines dritten Staates durch die Gebiete des anderen Hohen Vertragſchließenden Teiles ergeben 
könnte. 

Die Hohen Vertragſchließenden Teile werden dahin wirken, daß den Bedürfniſſen des durchgehenden 

Verkehres zwiſchen ihren Gebieten und den Gebieten eines der Hohen Vertragſchließenden Teile und 
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dem Gebiete eines dritten Staates durch das Gebiet des anderen Hohen Vertragſchließenden Teiles 
durch Herſtellung direkter Zugsverbindungen für den Perſonen⸗ und Güterverkehr ſowie durch tun⸗ 
lichſtes gegenſeitiges Entgegenkommen in verkehrs⸗ und transportdienſtlicher Beziehung Rechnung ge⸗ 
tragen wird. 179 ih ungischiind 31 
35% Bei der Wagengeſtellung wird den Bedürfniſſen des Binnenverkehrs und der Ausfuhr nach dem 
Gebiete. des anderen Hohen Vertragſchließenden Teiles grundſätzlich gleichmäßig Rechnung getragen 
mer den.. ; 5 9 30 
Im beſonderen wird bei der Wagengeſtellung für den Ausfuhrverkehr nach den Gebieten des 
anderen Hohen Vertragſchließenden Teiles nicht in ungünſtigerer Weiſe vorgegangen werden als bei 
der Wagengeſtellung für den Ausfuhrverkehr nach dritten Staaten. 


Artikel 28 

Die Staatsangehörigen, deren Güter und die Seeſchiffe jeder der Hohen Vertragſchließenden Teile 
werden ſeitens des anderen Teiles in den Häfen und hinſichtlich der Seeſchiffahrt überhaupt die gleiche 
Behandlung wie die eigenen Staatsangehörigen, deren Güter und die nationalen Seeſchiffe oder die des 
meiſtbegünſtigten Landes genießen. Die Küſtenſchiffahrt zur See bleibt der nationalen Flagge vorbe⸗ 
halten. a ö 
Die Meßbriefe der Seeſchiffe eines der Hohen Vertragſchließenden Teile werden durch die Be⸗ 
hörden des anderen ohne neue Vermeſſung anerkannt, insbeſondere auch für die Bemeſſung der Ge⸗ 
bühren, vorausgeſetzt jedoch, daß die geltenden Vermeſſungsregeln des Staates, in dem der Meßbrief 
ausgeſtellt worden iſt, als gleichwertig mit den Vermeſſungsregeln des in Betracht kommenden anderen 
Staates anerkannt werden. d n 

Artikel 29 1 
Die Hohen Vertragſchließenden Teile vereinbaren, ſobald wie möglich Verhandlungen über den 
Abſchluß eines Vertrages über die Sozialverſicherung der Staatsangehörigen der beiden Länder ein⸗ 
zuleiten. i a 
Artikel 30 
Die in den vorhergehenden Artikeln vorgeſehene Meiſtbegünſtigung bezieht ſich nicht: 

a) auf die Begünſtigungen, die von einem der Hohen Vertragſchließenden Teile zur Erleichterung 
des Grenzverkehrs mit den benachbarten Ländern in einer 15 km zu beiden Seiten der 
Grenze nicht überſteigenden Zone zugeſtanden worden ſind oder zugeſtanden werden könnten; 
auf das proviſoriſche Zollregime, das zwiſchen Polniſch⸗Oberſchleſien und Deutſch⸗Oberſchleſien 
durch das deutſch⸗polniſche, am 15. Mai 1922 in Genf unterzeichnete Abkommen, betreffend 
Oberſchleſien, eingerichtet worden iſt; ö 5 
auf die Privilegien, Begünſtigungen und Vorrechte „die Polen den Baltiſchen Ländern, und 
zwar Lettland, Eſtland, Litauen und Finnland, zugeſtanden hat oder zugeſtehen ſollte, ſoweit 
es ſie nicht auch einem anderen Lande zugeſteht. 

Es beſteht jedoch Einverſtändnis, daß die von Polen den obgenannten Staaten zuge⸗ 
ſtandenen Begünſtigungen nicht jene Begünſtigungen überſchreiten dürfen, welche für die 
gleichen öſterreichiſchen Waren im Sinne des Artikels 9 zugeſtanden wurden; 
auf die Spezialklauſeln von zwiſchen einem der Hohen Vertragſchließenden Teile und einem 
dritten Staate geſchloſſenen Übereinkommen, um die Steuern im Inland und im Ausland 
auszugleichen, um die Hoheit der beiden Länder in Steuerangelegenheiten zu begrenzen und 
insbeſondere um die Doppelbeſteuerung zu vermeiden. : 3 „ 
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Artikel 31 e 

Die Meinungsverſchiedenheiten, die zwiſchen den Hohen Vertragſchließenden Teilen über die Aus⸗ 
legung oder Anwendung des vorliegenden Vertrages, der angeſchloſſenen Tarife und anderen Schrift⸗ 
ſtücke und des Schlußprotokolls entſtehen würden und auf diplomatiſchem Wege nicht bereinigt 
werden könnten, werden einem Schiedsgericht vorgelegt werden. a 

Das Schiedsgericht wird aus drei Mitgliedern zuſammengeſetzt ſein, von denen je eines von jedem 
Hohen Vertragſchließenden Teil innerhalb eines Zeitraumes von drei Monaten vom Datum des von 
einem der Hohen Vertragſchließenden Teile an den anderen gerichteten Erſuchens, ein Schiedsgericht zu 
bilden, ernannt und das dritte, welches Vorſitzender ſein wird, im gemeinſamen Einvernehmen durch 
die beiden Hohen Vertragſchließenden Teile aus den Staatsangehörigen eines dritten Staates gewählt 
werden wird. Im Falle, daß die Hohen Vertragſchließenden Teile ſich über die Perſon des Vor⸗ 
ſitzenden nicht einigen könnten, wird der Präſident der Schweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft gebeten werden, 
die notwendige Ernennung durchzuführen. 
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Gegebenenfalls werden die Vertragsteile eine Schiedsvereinbarung treffen, die den Streitgegen⸗ 
ſtand und den Prozeßvorgang genau beitimmt. N 

Die Entſcheidung der Schiedsrichter wird bindende Kraft haben. 

In dem Falle, als einer der Hohen Vertragſchließenden Teile die Zuſtändigkeit des Schieds⸗ 
gerichtes zur Entſcheidung über einen Einzelfall beſtreiten ſollte, wird das Schiedsverfahren in 
Schwebe belaſſen und jedem der Hohen Vertragſchließenden Teile wird es freiſtehen, die Frage der 
Zuſtändigkeit dem ſtändigen Internationalen Gerichtshof im Haag vorzulegen. 


Artikel 32 

Die Polniſche Regierung, der im Sinne des Artikels 104 des Vertrages von Verſailles und der 
Artikel 2 und 6 der Pariſer Konvention zwiſchen Polen und der Freien Stadt Danzig vom 9. No⸗ 
vember 1920 die Führung der auswärtigen Angelegenheiten der Freien Stadt Danzig obliegt, be⸗ 
hält ſich das Recht vor, zu erklären, daß die Freie Stadt vertragſchließender Teil des vorliegenden 
Abkommens iſt, daß ſie die daraus entſtehenden Verpflichtungen annimmt und die daraus entſtehenden 
Rechte erwirbt. 

Dieſer Vorbehalt bezieht ſich nicht auf die Beſtimmungen des vorliegenden Vertrages, den die 
Republik Polen hinſichtlich der Freien Stadt Danzig gemäß ihrer Rechte, die aus den diesbezüglichen 
Verträgen hervorgehen, abſchließt. 

Artikel 33 

Der vorliegende Vertrag wird ratifiziert und die Ratifikationsurkunden werden jo bald als mög⸗ 
lich in Warſchau ausgetauſcht werden. 

Er wird am fünfzehnten Tage nach Austauſch der Ratifikationsurkunden in Kraft treten. 

Von dem Inkrafttreten des vorliegenden Vertrages an wird die Wirkſamkeit des Handelsüber⸗ 
einkommens zwiſchen der Republik Osterreich und der Republik Polen vom 25. September 1932 auf⸗ 
hören. 

Der vorliegende Vertrag wird bis zum 15. Oktober 1934 Gültigkeit haben. 

Wenn die Kündigung durch einen der Hohen Vertragſchließenden Teile nicht wenigſtens drei 
Monate vor dieſem Zeitpunkte ſtattfindet, wird der vorliegende Vertrag ſtillſchweigend verlängert und 
wird bis zur Kündigung durch einen der Hohen Vertragſchließenden Teile in Kraft bleiben. 

In dieſem Falle wird der vorliegende Vertrag drei Monate nach dem Tage der Kündigung 
außer Kraft treten. 

Zu Arkund deſſen haben die beiderſeitigen Bevollmächtigten den vorliegenden Vertrag unter⸗ 
zeichnet und ihre Siegel beigedrückt. 

Geſchehen zu Wien, in doppelter Ausfertigung, am 11. Oktober 1933. 


Dollfuß m. p. Gawronſki m. p. 
Adamkiewicz m. p. 


15 Druckfehlerberichtigung. 
In der Rechtsverordnung betr. den Erlaß einer Dentiſtenordnung vom 18. 12. 1935 (G. Bl. 1936 
Nr. 2 S. 5) muß es heißen: 
Auf Seite 6 8 11 Abi. (1) Zeile 2 „Berufes“ ſtatt „Beruefs“, 
weiter auf Seite 10 8 30 Abſ. 2 Zeile 2 „über die Einnahmen der Dentiſten“ ſtatt „über die 
„Steuerämter der Dentiſten“. 


16 Druckfehlerberichtigung. 


In der Rechtsverordnung betreffend das Tragen einheitlicher Sonderkleidung vom 4. April 1934 
(G. Bl. 1934 S. 221, Abſchn. 1 Zeile 2) muß es heißen: „24. Juni 1933“ anſtatt „26. Juni 1933“. 


23 — 5 : 
Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Drud von A. Schroth in Damig. 


